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Regionale Fragilität 

Der WB (Albanien, Bosnien und Herze-
gowina/BiH, Kosovo, Montenegro, Nord-
mazedonien, Serbien) repräsentiert den 
hinsichtlich der Absicherung des Frie-
dens sowie demokratischer und rechts-
staatlicher Prinzipien nur halbkonsoli-
dierten „geopolitischen Vorhof“ der EU. 
Chancen für eine regionale Kooperation 
und eine zukünftige Integration in die EU 
wurden bisher nur unzureichend umge-
setzt. Ausschlaggebend dafür sind un-
gelöste Konfl iktfragen aus den Kriegen 
der 1990er Jahre. Wegen der Zunahme 
autoritärer Tendenzen in einzelnen WB-
Staaten und einer EU-Integrationspoli-
tik, die über längere Zeit mehr bürokra-
tisch als strategisch ausgerichtet war, 
gab es seit dem EU-Beitritt Kroatiens 
(Juli 2013) kaum Fortschritte im regio-
nalen Konsolidierungsprozess. 

Interessensgegensätze 

Das politische Vakuum auf dem WB wur-
de von externen Akteuren benutzt, um 
ihre geopolitische und/oder geoökono-
mische Rolle in Südosteuropa zu stär-
ken. Ein besonderes Engagement zei-
gen hierbei vor allem China, Russland 
und die Türkei, deren Balkanaktivitäten 

teilweise in Konkurrenz – und im Falle 
Russlands auch ganz offensichtlich im 
Gegensatz – zum regionalen Engage-
ment der EU und USA stehen. Beispiele 
dafür waren in der jüngeren Vergangen-
heit die laut montenegrinischer Staats-
anwaltschaft Involvierung Russlands 
in den gescheiterten Putsch (Oktober 
2016) vor dem NATO-Beitritt Montene-
gros sowie die scharfe Kritik des rus-
sischen Außenamts am „Prespa-Ab-
kommen“ (Juni 2018). Es wurde unter 
EU-Vermittlung unterzeichnet und been-
dete den langjährigen diplomatischen 
Konfl ikt zwischen Athen und Skopje. 

Besonders deutlich zeigt sich der poli-
tische Gegensatz zwischen den westli-
chen Akteuren EU und USA auf der ei-
nen und Russland auf der anderen Seite 
im Kontext der internationalen Unter-
stützung des Friedensprozesses in BiH. 
So hat Russland 2021 im Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen (VN) gemeinsam 
mit China erfolglos versucht, die Ernen-
nung des deutschen Politikers Christian 
Schmidt zum neuen Hohen Repräsen-
tanten der VN für BiH zu verhindern und 
unterstützt mit politischen Mitteln sepa-
ratistische Politiker aus der BiH-Entität 
Republika Srpska.

WESTBALKAN 2023 – KONFLIKTMANAGEMENT 
IM GEOPOLITISCHEN KREUZFEUER 

Die Europäische Union (EU), durch den geopolitischen Konfl ikt mit Russland 
unter Druck gesetzt, verfolgt nach längerem Stillstand wieder strategische Ziele 
am Westbalkan (WB). Der deutsch-französische Kosovo-Serbien-Plan bietet die 
seit langem beste Chance für ein konstruktives Konfl iktmanagement der EU, ist 
aber mit großen Widerständen konfrontiert.
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Der durch die militärische Aggression 
Russlands gegen die Ukraine herbei-
geführte sicherheitspolitische Paradig-
menwechsel in Europa hat die strategi-
sche Bedeutung des WB für den Westen 
wieder signifi kant erhöht. Die EU und 
USA stehen vor der Herausforderung, 
durch ein proaktives Konfl iktmanage-
ment am WB zu verhindern, dass die 
geopolitische Krise in Europa Konfl ikte 
zwischen den dortigen prowestlichen 
und prorussischen Akteuren verstärkt 
und neue regionale Instabilitäten her-
vorruft.

Hot Spot Nord-Kosovo

Ein von Deutschland und Frankreich im 
September 2022 eingebrachter Plan 
soll nach den Vorstellungen der EU und 
der US-Regierung 2023 zur „Normalisie-
rung“ der konfl iktreichen Beziehungen 
zwischen Belgrad und Prishtina/Priština 
führen. Diese hatten sich zu Jahresende 
im hauptsächlich von Serben bewohn-
ten und politisch von Belgrad kontrol-
lierten Norden des Kosovo gefährlich 
zugespitzt. Verkehrswege wurden von 
Serben mit Hindernissen blockiert und 
parallel dazu zusätzliche Kontrollpunkte 
der kosovarischen Sonderpolizeieinheit 
ROSU im Norden errichtet. Zudem wur-
de die Armee Serbiens von Präsident 
Aleksandar Vučić zum wiederholten Mal 
in höchste Alarmbereitschaft versetzt. 
Auslöser für die Verschärfung des Kon-
fl ikts waren neue kosovarische Regeln 
für Autokennzeichen, die zum Rückzug 
lokaler Serben aus der Polizei, dem Ge-
richtswesen und den politischen Institu-
tionen des Kosovo geführt hatten, sowie 
die Verhaftung eines ehemaligen serbi-
schen Polizisten der Kosovo-Polizei. 

Die EU und USA mussten durch ihre Son-
dervermittler Miroslav Lajčák und Gab-
riel Escobar zum wiederholten Mal den 
Konfl ikt durch diplomatische Aktivitäten 
„beruhigen“. Beide internationale Akteu-
re scheinen allerdings, auch angesichts 
des Konfl ikts mit Russland, nicht mehr 
bereit zu sein, die permanent fortgesetz-
ten Konfl iktzyklen in den Beziehungen 

zwischen Belgrad und der kosovarischen 
Regierung von Albin Kurti hinzunehmen. 
Für eine zumindest Lockerung des gordi-
schen Knotens Kosovo-Serbien stellt die 
deutsch-französische Initiative eine gute 
Chance dar. Dafür spricht vor allem, 
dass sie seit Dezember 2022 sowohl 
von der gesamten EU – inklusive Grie-
chenland, Rumänien, Slowakei, Spanien 
und Zypern, die Kosovo als Staat bisher 
nicht anerkannt haben – als auch der 
US-Regierung politisch unterstützt wird.

Deutsch-französische Kosovo-Serbien-
Initiative

Im Mittelpunkt des deutsch-französi-
schen Vorschlags, dessen Hauptpunkte 
von der serbischen Tageszeitung „Da-
nas“ im Januar veröffentlicht wurden, 
steht die De-facto-Anerkennung der 
staatlichen Unabhängigkeit und territo-
rialen Integrität Serbiens/des Kosovo 
durch die jeweils andere Seite, ohne 
dass aber eine explizite, formale Aner-
kennung erfolgen muss. Beide Seiten 
würden nationale Symbole, Dokumen-
te und Kennzeichen des Nachbarn an-
erkennen. Serbien würde im Falle der 
Annahme des Plans seinen Widerstand 
gegen die Aufnahme Kosovos in interna-
tionale Organisationen (einschließlich 
der VN) aufgeben. Beide Seiten würden 
sich dazu verpfl ichten, einander im EU-
Integrationsprozess zu unterstützen 
sowie wirtschaftlich und in anderen re-
levanten Bereichen zusammenzuarbei-
ten. Dafür wird ihnen eine umfassende 
Finanzhilfe der EU in Aussicht gestellt. 
Der westliche Plan zur Normalisierung 
der bilateralen Beziehungen sieht au-
ßerdem vor, dass alle bisher verein-
barten Abkommen umgesetzt werden 
müssen. In diesem Punkt ist vor allem 
die kosovarische Regierung säumig, 
da sie bisher nicht wie im Brüsseler 
Abkommen von April 2013 vereinbart, 
die Gründung der „Gemeinschaft serbi-
scher Gemeinden“ auf kosovarischem 
Territorium zugelassen hat.
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Chancen und Widerstände

Mit der deutsch-französischen Initiative 
ist der Westen bei seinem Konfl iktma-
nagement in Bezug auf Kosovo/Serbien 
wieder zu einer Politik zurückgekehrt, 
die sich an traditionellen europäischen 
Autonomie-Lösungen für ethnische 
und territoriale Konfl ikte orientiert. Zu-
vor hatten EU-Vorschläge, die vor al-
lem 2018/19 lanciert wurden und auf 
einen Gebietstausch sowie ethnische 
Verschiebungen abgezielt haben, teil-
weise starke politische Irritationen am 
WB hervorgerufen. Doch auch dieser 
aktuelle, grundsätzlich sehr konstruk-
tive Plan wird voraussichtlich auf viele 
Widerstände stoßen. Der serbische Prä-
sident Vučić, der bis vor Kurzem sowohl 
die offi zielle als auch De-facto-Aner-
kennung Kosovos als Staat kategorisch 
ausgeschlossen hatte, bekannte sich 
nach „eindringlichen Gesprächen“ mit 
Repräsentanten der EU und USA Ende 
Januar zum „Konzept“ des deutsch-fran-
zösischen Vorschlags als Basis für eine 
Beendigung des Konfl ikts. Er sei – so 
Vučić in einer am 2. Februar gehaltenen 
Parlamentsansprache – von westlicher 
Seite glaubwürdig und ultimativ gewarnt 
worden, dass eine Ablehnung des Plans 
die Beendigung des EU-Integrationspro-
zesses und den Abzug wichtiger westli-
cher Investitionen aus Serbien zur Folge 
haben würde.

Vučić, dem sowohl von der liberal-demo-
kratischen als auch Teilen der national-
konservativen Opposition in Serbien 
vorgeworfen wird, mittels seiner kliente-
listischen „Serbischen Fortschrittspar-
tei“ ein autoritäres System etabliert zu 
haben, sieht sich erstmals mit stärkerem 
politischen Gegenwind konfrontiert. We-
gen seiner Aufweichung der Kosovo-Li-
nie reichen die Beschuldigungen der po-
litischen Gegner von Verfassungsbruch 
bis Landesverrat. Tendenziell negative 
Signale kommen zur deutsch-französi-
schen Initiative auch aus dem Nord-Ko-
sovo. Die dortige serbische Bevölkerung 
sträubt sich gegen eine Reintegration in 

das kosovarische System. Etwas positi-
vere Signale zum jüngsten Kosovo-Plan 
kommen aus den serbischen Enklaven 
südlich des Flusses Ibar, wo ca. 50% der 
Kosovo-Serben leben.

Aber auch auf kosovo-albanischer Seite 
ist die Unterstützung für die deutsch-
französische Initiative nicht automatisch 
für die westlichen Vermittler gegeben. 
Premierminister Kurti hat sich bislang 
als sehr harter Verhandler präsentiert. 
Die vom Westen nicht explizit von Bel-
grad verlangte offi zielle staatliche Aner-
kennung des Kosovo stößt in Prishtina/
Priština ebenso auf Kritik wie die west-
liche und serbische Forderung an die 
kosovarische Regierung, den serbischen 
Gemeindeverband zu implementieren. 
Viele Kosovo-Albaner sehen darin einen 
Versuch Belgrads, über eine Nachah-
mung der BiH-Entität Republika Srpska 
Kosovo als Staat dysfunktional zu ma-
chen. Die USA schließen einerseits ein 
Republika-Srpska-Szenario für den ser-
bischen Gemeindeverband kategorisch 
aus, der nach westlicher Vorstellung 
nur eingeschränkte und mit der koso-
varischen Verfassung vereinbare Auto-
nomierechte haben soll. Andererseits 
wurde der kosovarischen Regierung von 
US-Seite klar signalisiert, dass eine wei-
tere Weigerung, diesen Gemeindever-
band zu ermöglichen, die Entziehung 
der politischen Unterstützung für Koso-
vo als Folge haben könnte.

Regionale Dimension

Die Verbesserung der Beziehungen zwi-
schen Belgrad und Prishtina/Priština 
und ein Einschwenken Serbiens auf 
einen pro-westlichen Kurs durch das 
Mittragen von Sanktionen gegen Russ-
land, was Belgrad bisher zu vermeiden 
versucht hat, wären von wichtiger ge-
samtregionaler Bedeutung. Ein solches 
Szenario hätte sehr wahrscheinlich eine 
dämpfende Wirkung auf separatistische 
serbische Akteure in der BiH-Entität Re-
publika Srpska. Für den multiethnischen 
und multireligiösen Staat BiH bestünde 
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dann eine weitaus bessere Chance, den 
ausschließlich der aktuellen geopoliti-
schen Situation geschuldeten EU-Kan-
didatenstatus für demokratische und 
rechtsstaatliche Reformen zu nutzen. 

Auch der mehrjährige innenpolitische 
Konfl ikt im NATO-Mitglieds- und EU-Bei-
trittskandidatenstaat Montenegro hat 
neben seiner demokratiepolitischen und 
verfassungsrechtlichen Dimension auch 
eine starke Verbindung zu Serbien. Po-
larisierende Identitätskonfl ikte zwischen 
pro-westlichen/national-montenegrini-
schen Akteuren auf der einen Seite und 
national-serbischen/pro-Putin-Akteuren 
auf der anderen Seite behindern Monte-
negros Verhandlungsprozess mit der EU 
massiv. Die Aufgabe von Pro-Putin-Posi-
tionen durch Belgrad und eine stärkere 
Anpassung der serbischen Russland- 
und China-Politik an jene der EU könnten 
auch im Falle Montenegros deeskalie-
rend wirken. Durch eine außenpolitische 
Neuorientierung Belgrads würden auch 
von Serbien lancierte Regionalinitiativen 
wie „Open Balkan“ an Glaubwürdigkeit 
gewinnen. Insbesondere kosovarische 
und bosniakische Politiker brachten sol-
chen Initiativen wegen nationalistischer 
und Pro-Putin-Stellungnahmen aus Bel-
grad bisher großes Misstrauen entgegen.

Ableitungen 

• Unter dem Druck des geopolitischen 
Konfl ikts mit Putins Russland de-
monstriert die EU in Kooperation 
mit den USA ein proaktives strategi-
sches Engagement am WB.

• Die Reform des EU-Beitrittsprozes-
ses, die es künftig den Kandida-
tenländern schon vor dem Beitritt 
ermöglichen wird, graduell an EU-
Programmen mitzuwirken, ist ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung. 
Das Gleiche gilt für den Kandidaten-

status für BiH und den Beginn von 
Beitrittsverhandlungen mit Albanien 
und Nordmazedonien.

• Sicherheitspolitisch fungiert die NA-
TO-Mitgliedschaft Albaniens, Kroa-
tiens, Montenegros und Nordmaze-
doniens als Schutzschirm für diesen 
Teil Südosteuropas in einer Zeit des 
geopolitischen Umbruchs.

• Verhandlungen über den deutsch-
französischen Kosovo-/Serbien-Plan 
könnten eine konstruktive Ära zur 
Lösung noch vorhandener Konfl ikte 
am WB einleiten. Doch das Zeitfens-
ter dafür ist im Jahr 2023 sehr klein 
(offener Ausgang des Krieges in der 
Ukraine, US-Kampagne zur Präsi-
dentschaftswahl ab Herbst 2023 
etc.). Auch wegen innenpolitischer 
Konfl ikte in den betroffenen WB-
Staaten könnte das westliche Kon-
fl iktmanagement scheitern.

• In dieser Situation der regionalen 
und geopolitischen Fragilität blei-
ben militärische und politische Si-
cherheitsnetze in BiH und Kosovo 
unbedingt notwendig. Dies bezieht 
sich vor allem auf die Fortsetzung 
der auch von Österreich unterstütz-
ten militärischen Friedensmissionen 
EUFOR ALTHEA in BiH (Gesamtstär-
ke ca. 1300, davon ca. 300 AT) und 
KFOR im Kosovo (Gesamtstärke ca. 
3800, davon ca. 300 AT).
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